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28. Januar 2014
Schriftliche Kleine Anfrage 

des Abgeordneten Dennis Thering (CDU) vom 20.01.14
und Antwort des Senats 

· Drucksache 20/10566    -
Betr.:  
Unterbringung von minderjährigen unbegleiteten Flüchtlingen im Alstertal
Durch die Zunahme der Zahl der Flüchtlinge in Deutschland steigt auch in Hamburg der Druck, adäquate Unterbringungen zu schaffen. Dabei muss jedoch berücksichtigt werden, in welcher Umgebung die Flüchtlingsunterkünfte eingerichtet werden. Außerdem bedarf es der Mitbestimmung der politischen Gremien und der Bürgerinnen und Bürger vor Ort sowie einer angemessenen Betreuung der Flüchtlinge.
In der Flughafenstraße in Hummelsbüttel sollen nun minderjährige unbegleitete Flüchtlinge untergebracht werden. Dies ist einer Pressemitteilung des Bezirksamtes Wandsbek zu einer Informationsveranstaltung zu entnehmen. Eine echte Information oder gar eine politische Beteiligung gab es bei dieser Entscheidung nicht. Bereits beim letzten Versuch, in der Flughafenstraße Flüchtlinge unterzubringen, haben sich alle wichtigen politischen Parteien vor Ort aus inhaltlichen Gründen dagegen ausgesprochen. Die unmittelbare Nähe zu einer KITA wurde und wird von der CDU als Kritisch angesehen. 

Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:
1. Wie viele Flüchtlinge sollen in der Einrichtung in der Flughafenstraße untergebracht werden?
Es entstehen 30 Plätze.
2. Welcher Nationalität gehören diese Flüchtlinge jeweils an (bitte für jeden Flüchtling die Nationalität angeben)?

Eine Auswahl von konkreten Personen wird erst vor dem Bezug möglich sein. Aktuell kommen die minderjährigen unbegleiteten Flüchtlinge vorwiegend aus Nordafrika und Afghanistan.
3. Ab wann sollen die Flüchtlinge in dieser Unterkunft untergebracht werden?

Die Unterbringung der Flüchtlinge ist voraussichtlich ab April 2014 vorgesehen.
4. Wie lange sollen die Flüchtlinge an dem Standort bleiben und wie lange soll der Standort erhalten bleiben? Garantiert der Senat, dass diese Zeitspanne nicht überschritten wird?

Das Schulgelände wird als Wohnungsbaufläche in Erwägung gezogen. Die Nutzung als Erstversorgungseinrichtung wird daher nur für den Zeitraum der Aufstellung eines Bebauungsplanes und bis zum Abriss der Gebäude für die Neubebauung erfolgen. Es wird hierfür mit einem Zeitraum von rund zwei Jahren gerechnet.
5. Warum wurde genau dieser Standort ausgewählt?

Die ehemalige Schule Flughafenstraße ist im Hinblick auf die erforderlichen Unterbringungskapazitäten das einzige aktuell verfügbar Objekt für die Erstversorgung minderjähriger unbegleiteter Flüchtlinge. Der Standort wurde in Abstimmung mit den Bezirken Hamburg-Nord und Wandsbek von der zuständigen Behörde als möglicher Einrichtungsort benannt. Dabei wurde auch berücksichtigt, inwieweit in den an den Flughafen angrenzenden Stadtteilen bereits Orte für die öffentliche Unterbringung von erwachsenen und minderjährigen Flüchtlingen eingerichtet wurden. Die Bezirksversammlung Wandsbek wurde am 20.Dezember 2013 mit einmonatiger Stellungnahmefrist über das Vorhaben im Rahmen der Anhörung nach § 28 BezVG informiert. Erst nach Eingang der Stellungnahme kann eine abschließende Entscheidung zur Standortwahl gefällt werden.
6. Welche Kosten sind mit dem Umbau des Standorts als Unterkunft verbunden? Welche laufenden Kosten rechnet der Senat für die Unterbringung pro Monat und wie teilen sich diese Kosten auf? Wie viel Geld bekommt ein Flüchtling pro Tag?

Die Kosten für die bauliche Herrichtung werden nach gegenwärtiger Planung rund 243 T€ (Netto, bzw. 289 T€ Brutto) betragen. Die Kosten für die Unterbringung von minderjährigen unbegleiteten Flüchtlingen werden über alle Einrichtungen zusammen kalkuliert und betragen aktuell pro Tag 155,80 €
. Ein Flüchtling in der Erstversorgung erhält 52 € pro Woche (entspricht gerundet rund 7,40 pro Tag) für die Eigenversorgung mit Lebensmitteln und Hygieneartikeln des täglichen Bedarfs. Der Betrag enthält auch den Barbetrag zur persönlichen Verfügung gemäß § 39 SGB VIII.
7. Wie viele Betreuer werden die Flüchtlinge betreuen? Wie viele Betreuer tagsüber und wie viele in der Nacht? 

Die Ermittlung des Personalbedarfs erfolgt nach den in der Erstversorgung geltenden Standards und den örtlichen Gegebenheiten sowie den speziellen Anforderungen in Bezug auf die Betreuten. Es wird weit überwiegend sozialpädagogisches Fachpersonal (Schlüssel 1:3,2 zuzüglich Bedarf für den 24 Stunden-Schichtdienst) eingesetzt. Dieses Personal wird unterstützt durch Sprach- und Kulturmittler und Hauswirtschafts- sowie Hilfspersonal (z.B. für Fahrdienste). Eine Leitungskraft ist vor Ort. Zusätzlich werden für Dolmetschertätigkeiten und Freizeitangebote bei Bedarf Honorarkräfte eingesetzt. Der Tagesbetrieb in der Einrichtung wird bis in die Abendstunden reichen. In der Nacht wird eine Fachkraft in der Einrichtung in Bereitschaft sein, während ein Sicherheitsdienst das Haus innen und außen entsprechend konkreten Anweisungen bewachen wird. Im Übrigen ist die detaillierte Planung noch nicht abgeschlossen. 
8. Wie sind diese Betreuer ausgebildet? Haben diese schon Erfahrung mit minderjährigen unbegleiteten Flüchtlingen? Wenn ja, welche? Wenn nein, warum werden sie trotzdem eingesetzt?

Anforderungen an das eingesetzte Fachpersonal sind u.a. Fachkenntnisse und berufliche Erfahrungen mit der Zielgruppe. Entsprechend diesen Anforderungen wird Personal ausgeschrieben und ausgewählt. Einschränkungen kann es durch das Angebot auf dem Arbeitsmarkt geben. Für die Einrichtung in der Flughafenstraße wird voraussichtlich erfahrenes Personal zum Teil innerbetrieblich umgesetzt.
9. Welche Erfahrungen hat man in Hamburg und in anderen Bundesländern bisher mit minderjährigen unbegleiteten Flüchtlingen gemacht?

In den Jahren 2011 bis 2013 wurden in Hamburg durch den Landesbetrieb Erziehung und Beratung (LEB) rund 1300 minderjährige Flüchtlinge in Erstversorgungseinrichtungen aufgenommen und im weiteren im Rahmen der Jugendhilfe betreut. Die Erfahrungen waren insoweit gut, als dass die jungen Menschen das Hilfs- und Integrationsangebot in aller Regel annehmen und mitwirken, hierzu gehört insbesondere das Bemühen um Schulausbildung und berufliche Förderung. Über Erfahrungen in anderen Ländern liegen keine aussagefähigen Erkenntnisse vor.
10. Kann der Senat ausschließen, dass Straftaten von den Flüchtlingen begangen werden? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht und warum werden diese trotzdem dort und auf diese Art untergebracht?

Die umfangreichen Erfahrungen mit minderjährigen unbegleiteten Flüchtlingen geben nach Ansicht der zuständigen Behörden keinen Anlass, für diesen Personenkreis potenziell eine besondere Häufung der Begehung von Straftaten anzunehmen. Siehe auch Antwort zu 9.
Im Übrigen hat sich der Senat damit nicht befasst. 
11. Wann wurde von wem entschieden, dass die Flüchtlinge an diesem Standort untergebracht werden sollen?

Siehe Antwort zu 5.
12. Wann wurden welche politischen Gremien eingebunden? 

13. Wie wurden welche politischen Gremien informiert? Wann wurde der Wandsbeker Bezirksamtsleiter informiert?

Die politischen Gremien wurden, entgegen der Behauptung des Fragestellers, am 20. Dezember 2013 mit einmonatiger Stellungnahmefrist über das Vorhaben im Rahmen der Anhörung nach § 28 BezVG informiert:
20. Dezember 2013:    

Information der Geschäftsstelle der Bezirksversammlung über das Anhörungsverfahren.
23. Dezember 2013:    

Die Geschäftsstelle der Bezirksversammlung informiert die Fraktionen der Bezirksversammlung per e- mail über das Anhörungsverfahren gemäß § 28 BezVG vorab.
13. Janaur 2014: 

Es erfolgt die postalische Verschickung der Vorlage mit der Tagesordnung des Hauptausschusses (TOP 6.4) sowie über den Internetauftritt an die Mitglieder des Hauptausschusses sowie die Fraktionsgeschäftsstellen. 
20. Januar 2014:   

Die Vorlage wird im Hauptausschuss beraten und zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss wurde nicht gefasst.

Der Bezirksamtsleiter erhielt im Rahmen eines Gespräches mit der zuständigen Behörde am 15. November 2013 über die perspektivische Planung bezüglich des Grundstücks Flughafenstraße Kenntnis.

Am 18. November 2013 nahm der Bezirksamtsleiter ferner  an der 4. Lenkungsgruppensitzung Integration Öffentlich-rechtliche Unterbringung und Zentrale Erstaufnahme teil, bei der alle Planungen erörtert wurden.
14. Wann und wie wurden die Bürgerinnen und Bürger vor Ort in die Entscheidung eingebunden?

Am 16. Januar 2014 führte das Bezirksamt Wandsbek in Kooperation mit dem Landesbetrieb Erziehung und Beratung (LEB) eine nicht öffentliche Informationsveranstaltung für die Eltern, deren Kinder die KiTa Flughafenstraße besuchen, durch.  Am 17. Januar 2014 fand eine öffentliche Veranstaltung für Bürgerinnen und Bürger sowie für im Umfeld ansässige Institutionen und Vereine statt. Die Einladung erfolgte per Post und per Wurfsendung (in der 2. Kalenderwoche 2014). In beiden Veranstaltungen wurde durch den Bezirksamtsleiter und den LEB detailliert über die geplante Einrichtung informiert und in einer offenen Fragestunde Auskunft gegeben. 
Weiterhin wurde durch die Veröffentlichung einer Pressemitteilung informiert (ebenfalls in der  2. Kalenderwoche 2014). 
15. Ist die Unterbringung weiterer Flüchtlinge (minderjährig oder erwachsen) im Wahlkreis 13 Alstertal-Walddörfer geplant? Wenn ja, wann, wo und warum?

Derzeit liegen keine weiteren konkreten Planungen für eine Unterbringung von Flüchtlingen im Wahlkreis 13 vor.   
� Dieser Satz wird ab dem 1. April im Zuge der Betriebsaufnahme in der Flughafenstraße voraussichtlich um rund 6,50 € angehoben werden.
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